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Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft ein Verfahren zur Steu-
erung eines Anfahrvorganges eines Kraftfahrzeuges 
gemäß dem Oberbegriff des Patentanspruchs 1.

[0002] Um ein Wegrollen eines stehenden Kraftfahr-
zeugs auf einer in Fahrzeuglängsrichtung nicht waa-
gerechten Fläche zu verhindern, ist es üblich die 
Fahrzeugbremsen zu betätigen. Aus dem Stand der 
Technik sind eine Vielzahl von Verfahren bekannt, die 
ein unbeabsichtigtes Wegrollen eines stehenden 
Kraftfahrzeugs verhindern sollen. Üblicherweise wird 
dazu mittels eines durch ein Steuergerät ansteuerba-
ren Aktuators eine Bremskraft an zumindest einer 
Radbremse erzeugt und aufrecht erhalten. Soll das 
Fahrzeug bewegt werden, so ist diese automatische 
Bremsung aufzuheben. Genügt dabei das vom An-
triebsmotor über die Kupplung und den Getrie-
bestrang an die Räder weitergeleitete Motormoment 
nicht, um ein unbeabsichtigtes Wegrollen des Fahr-
zeugs in Richtung der Neigung der Fläche zu verhin-
dern, so kann es zu gefährlichen Situationen kom-
men. Werden die Bremsen jedoch zu spät gelöst, so 
wird ein unnötig großes Drehmoment gegen die 
Fahrzeugbremsen aufgebracht, welches zu erhöh-
tem Verschleiß, vermehrtem Kraftstoffverbrauch und 
unnötigen Emissionen an Schadstoffen und Geräu-
schen führt.

Stand der Technik

[0003] Aus der DE 102 44 024 A1 ist ein Verfahren 
zum Verhindern eines unbeabsichtigten Wegrollens 
eines stillstehenden Fahrzeugs bekannt, welches bei 
einer aktivierten Haltefunktion gegen ein unbeabsich-
tigtes Wegrollen die Bremse in Abhängigkeit vom 
Kupplungsstellweg einer manuell oder automatisch 
betätigten Kupplung löst. Der Kupplungsstellweg, bei 
dessen Erreichen die Bremse gelöst wird, ist dabei 
entweder fest vorgegeben oder wird anhand von er-
mittelten Werten für Fahrzeuggewicht und momenta-
ner Steigung der Fahrbahn berechnet.

[0004] Bei Fahrzeugen mit automatisch betätigba-
rer Anfahrkupplung wird die Betätigungsstellung der 
Kupplung während eines Anfahrvorganges von der 
Stellung und eventuell der Bewegungsgeschwindig-
keit des Fahrpedals bestimmt. Betätigt der Fahrer 
das Fahrpedal schnell bzw. langsam und wird das 
Fahrpedal weit oder weniger weit ausgelenkt, so folgt 
daraus bei einigen Steuerungssystemen jeweils ein 
unterschiedliches Motormoment zu dem Zeitpunkt, in 
dem ein vorgegebener Kupplungsstellweg erreicht 
wird. Das Lösen der Bremse bei Erreichen des vorbe-
stimmten Kupplungsstellweges geschieht nach Aus-
gabe des Signals zum Lösen der Bremse mit einer 
gewissen Zeitverzögerung. Dadurch kann bei diesem 
Verfahren der Antriebsmotor zum Zeitpunkt des Lö-
sens der Bremse je nach Auslenkgeschwindigkeit 

und Auslenkwinkel des Fahrpedals unterschiedlich 
große Antriebsmomente auf die Räder übertragen. 
Es ist dementsprechend möglich, dass das Fahrzeug 
unbeabsichtigt wegrollt oder auch unbeabsichtigt 
schnell beschleunigt, weil zum Zeitpunkt des Lösens 
der Bremsen ein zu geringes oder zu großes Dreh-
moment auf die Räder wirkt.

[0005] Bei anderen Steuerungssystemen für auto-
matisierte Schaltgetriebe und automatisch gesteuer-
te Kupplungen wird der Antriebsmotor zunächst auf 
ein bestimmtes Motormoment beziehungsweise eine 
bestimmte Motordrehzahl begrenzt. Von verschiede-
nen Fahrpedalstellungen abhängig wird dann in ers-
ter Linie die Einrückgeschwindigkeit der Kupplung 
und/oder die Geschwindigkeit der Momenten- und 
Drehzahlfreigabe auf den Leistungswunsch des Fah-
rers verändert.

[0006] Aus der DE 101 05 749 A1 ist ein Verfahren 
zur Erleichterung des Rangierens eines Nutzfahrzeu-
ges bei geringer Geschwindigkeit bekannt, bei wel-
chem in einem Rangiermodus in Abhängigkeit von 
der Stellung eines Fahrpedals und des Beladungszu-
standes des Fahrzeugs die Betriebsreibungsbremse 
und die Kupplung gleichzeitig und auf einander abge-
stimmt betätigt werden. In diesem speziellen Be-
triebszustand wird bei zunehmender Auslenkung des 
Fahrpedals der Bremsdruck verringert und gleichzei-
tig der Kupplungsweg in Richtung einer geschlosse-
nen Kupplung verändert. Das Verhältnis zwischen 
Fahrpedalstellung, Bremsdruck und Kupplungsweg 
ist dabei jedoch vom erfassten Beladungszustand 
des Fahrzeugs abhängig.

[0007] Der Rangierbetrieb ist ein spezieller Fahrmo-
dus, der vom Fahrer insbesondere bei Nutzfahrzeu-
gen in Form von Spezialgängen gewählt wird und mit 
dem Anfahrbetrieb nicht zu vergleichen ist. Im Ran-
giermodus kommt es erklärtermaßen auf eine exakte 
Positionierung des Fahrzeugs an, wobei bewusst in 
Kauf genommen wird, dass der Antriebsmotor bei 
schleifender Kupplung gegen eine betätigte Bremse 
arbeitet. Gerade dieser Betriebszustand, der bei ei-
ner Rangierhilfe das genaue Positionieren des Fahr-
zeugs erst ermöglicht, soll jedoch bei einer Anfahrhil-
fe auf einen möglichst kurzen Zeitraum bzw. auf eine 
möglichst geringe Arbeit des Antriebsmotors gegen 
die Bremse reduziert werden.

[0008] Aus der DE 44 21 088 C2 ist eine Anfahrhilfs-
vorrichtung für ein Fahrzeug mit Automatikgetriebe 
bekannt, bei dem ein Steuergerät bei niedriger Ge-
schwindigkeit, gleichzeitiger Betätigung der Betriebs-
bremseinrichtung oder der Feststellbremseinrichtung 
und gleichzeitiger Nullstellung des Fahrpedals die 
Feststellbremse aktiviert. Bei Wegfall einer dieser 
Bedingungen wird die Feststellbremse nach einer 
Verzögerungszeit wieder deaktiviert. Wird ein derar-
tig ausgerüstetes Fahrzeug an einem Hang gestoppt 
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und die Anfahrhilfseinrichtung aktiviert, so wird nach 
Entlastung des Bremspedals bzw. der Feststellbrem-
se und/oder nach der Betätigung des Fahrpedals die 
Bremse noch für eine kurze Zeit in aktiviertem Zu-
stand belassen.

[0009] Dieses Verfahren vehindert also nicht ein un-
beabsichtigtes Wegrollen des Fahrzeugs, sondern 
sorgt lediglich für eine kurze Verzögerung bei dem 
Lösen der Bremse, welches dem Fahrer das Wech-
seln vom Bremspedal auf das Fahrpedal ermögli-
chen soll. Wird nach Ablauf dieser Zeitspanne durch 
den Motor kein ausreichendes Drehmoment bereit-
gestellt, um das Fahrzeug zumindest in der vorheri-
gen Position zu halten, oder wird die Kupplung bis zu 
diesem Zeitpunkt nicht weit genug geschlossen, so 
rollt das Fahrzeug unbeabsichtigt in Richtung der 
Straßenneigung. Zudem birgt dieses Verfahren eine 
erhebliche Gefahr, wenn ein Fahrer wie gewohnt an-
fahren möchte und bei Betätigung des Fahrpedals 
und, im Falle des Anfahrens am Berg, bei vorsichtiger 
Entlastung des Bremspedals oder der Feststellbrem-
se nicht die gewünschte Wirkung eintritt. In diesem 
Fall wird er das Fahrpedal instinktiv weiter durchtre-
ten und/oder das Bremspedal oder die Feststellbrem-
se weiter lösen und anschließend bei sich automa-
tisch und zeitverzögert lösender Bremse von der ho-
hen bereitgestellten Antriebsleistung überrascht.

[0010] Zudem ist aus der DE 198 48 448 A1 eine 
Bremsdruck-Steuerungseinrichtung bekannt, welche 
bei stehendem Fahrzeug und nach Aktivierung eines 
Betriebsmodus "Anfahrassistent" durch den Fahrer 
dafür sorgt, dass die Bremse des Fahrzeugs für eine 
gewisse Zeitspanne mit Bremsdruck beaufschlagt 
wird. Dies soll es dem Fahrer ermöglichen, auf das 
Fahrpedal überzuwechseln. Ein Anfahrwunsch des 
Fahrers wird angenommen, wenn die Kupplung ge-
öffnet ist, das Bremspedal nicht betätigt wird und 
gleichzeitig das Fahrpedal betätigt wird. In diesem 
Fall wird die Kupplung gemäß einem vorgegebenen 
Verlauf gesteuert. Sobald der Kupplungsstellweg ei-
nen Schwellwert überschritten hat, der einer Übertra-
gungsfähigkeit der Kupplung entspricht, wird der An-
fahrassistent abgeschaltet und die Bremse damit ge-
löst. Es ist vorgesehen, dass der Schwellwert für den 
Kupplungsweg in Abhängigkeit von Motorlast oder 
Kupplungsverschleiß angepasst wird.

[0011] Der in der DE 198 48 448 A1 beschriebene 
Bremsassistent verwendet das Signal des Fahrpe-
dals also lediglich zur Erkennung des Anfahrwun-
sches, wobei nur die Überschreitung eines festgeleg-
ten Schwellwertes überwacht wird. Der weitere Ver-
lauf des Anfahrvorganges und insbesondere der Zeit-
punkt des Lösens der Bremse ist nicht von der Stel-
lung des Fahrpedals sondern allenfalls von der Mo-
torlast abhängig, welche einen Einfluss auf die Größe 
des Kupplungsstellweges haben kann, bei dessen 
Erreichung die Bremse gelöst wird. Tritt der Fahrer 

das Fahrpedal weit durch, so erfolgt zwar eine ent-
sprechende Reaktion des Motors in Form einer stark 
angehobenen Drehzahl. Da die Kupplung jedoch ge-
mäß eines vorgegebenen Verlaufes gesteuert wird, 
ist die Motorlast aber nicht von der Stellung des Fahr-
pedals, sondern von der Übertragungsfähigkeit der 
Kupplung bestimmt. Die Ermittlung der Motorlast 
stellt damit lediglich eine genauere, aber auch sehr 
aufwändige Methode zur Bestimmung desjenigen 
Kupplungsstellweges dar, bei welchem das Signal 
zur Aufhebung der Bremswirkung gegeben wird.

[0012] Auch hier wird der Auslenkweg und die Aus-
lenkgeschwindigkeit des Fahrpedals nicht ausgewer-
tet. Da jedoch stets eine gewisse Reaktionszeit benö-
tigt wird, um nach Erteilung des Befehls zum Lösen 
der Bremse die Bremswirkung an den Rädern auch 
tatsächlich aufzuheben, kann mit diesem bekannten 
Verfahren nicht sicher vorhergesagt werden, welches 
Antriebsmoment zum Zeitpunkt des vollständigen 
Schließens des Kraftweges vom Motor zu den Rä-
dern des Fahrzeugs an diesen anliegt. Wird das 
Fahrpedal schnell und weit durchgetreten, so steigt 
die Motorleistung in dem Zeitraum zwischen Ertei-
lung des Befehls zum Lösen der Bremse und dem 
Wirksamwerden des Befehls sehr viel stärker an, als 
wenn das Fahrpedal nur wenig und langsam ausge-
lenkt wird. Auch dieses Verfahren ist daher nicht in 
der Lage sicher zu stellen, dass der Befehl zum Lö-
sen der Bremse zu einem unter Berücksichtigung der 
Verzögerungszeit von der Ausgabe bis zum Wirk-
samwerden des Befehls optimalen Zeitpunkt gege-
ben wird.

[0013] Beispielsweise bei pneumatischen Aktuato-
ren weicht die Sollvorgabe für die Verstellgeschwin-
digkeit der Kupplung und die tatsächlich erzeugte 
physikalische Größe teilweise deutlich voneinander 
ab. Aber auch beim Antriebsmotor kann nicht davon 
ausgegangen werden, dass eine Drehzahl- oder 
Drehmomentvorgabe mit der erwarteten Dynamik 
und/oder Güte in Ist-Werte umgesetzt wird. So könn-
ten beispielsweise höher priorisierte Steuerungsein-
griffe in den Antriebsstrang eines Fahrzeuges (zum 
Beispiel durch ein Bremsensteuergerät) die Motor-
steuerung zu einer Abweichung von den Anforderun-
gen einer Anfahrsituation veranlassen.

Aufgabenstellung

[0014] Vor diesem Hintergrund liegt der Erfindung 
die Aufgabe zugrunde, ein Steuerungsverfahren für 
einen Anfahrassistenten für ein Fahrzeug mit einem 
Getriebe und einer automatisch betätigbaren Fahr-
kupplung vorzustellen, bei welchem der Zeitpunkt für 
die Ausgabe des Befehls zum Lösen der Bremse 
besser auf das zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
des Befehls anliegende Motordrehmoment abge-
stimmt ist.
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[0015] Die Lösung dieser Aufgabe ergibt sich aus 
den Merkmalen des Hauptanspruchs, während vor-
teilhafte Ausgestaltungen und Weiterbildungen der 
Erfindung den Unteransprüchen entnehmbar sind.

Ausführungsbeispiel

[0016] Der Erfindung liegt die Erkenntnis zugrunde, 
dass zwischen der Ausgabe eines Befehls zum Lö-
sen der Bremse und der tatsächlichen Reduzierung 
und Aufhebung der Bremswirkung eine gewisse Re-
aktionszeit vergeht, die im Folgenden Totzeit genannt 
werden soll. Da das bis zum Wirksamwerden des Be-
fehls zum Lösen der Bremse sich einstellende An-
triebsdrehmoment des Antriebsmotors des Fahr-
zeugs von der Geschwindigkeit der Auslenkung und 
dem Betrag der Auslenkung des Fahrpedals abhän-
gig ist, soll der Zeitpunkt der Ausgabe des Befehls 
zum Lösen der Bremse im wesentlichen in Abhängig-
keit von dem Auslenkweg des Fahrpedals und/oder 
von der Auslenkgeschwindigkeit des Fahrpedals ge-
steuert werden.

[0017] Demnach geht die Erfindung aus von einer 
Steuerung eines Anfahrassistenten für ein Fahrzeug 
mit einem Getriebe, mit einer automatisch steuerba-
ren Kupplung und einer zumindest auf ein Rad des 
Fahrzeugs wirkenden automatisch ansteuerbaren 
Bremse, welche bei Stillstand des Fahrzeugs auch 
unabhängig von einer Betätigung einer Betriebs- 
oder Feststellbremse durch den Fahrer automatisch 
oder manuell ausgelöst aktiviert werden kann. Unter 
Rad wird hierbei allgemein ein die Bewegung des 
Fahrzeuges gegenüber dem Untergrund ermögli-
chendes und mit diesem in Kontakt stehendes Ele-
ment wie beispielsweise ein Rad oder auch eine Rau-
penkette verstanden. Die Erfindung geht weiter aus 
von einer Anfahrassistenzsteuerung, welche bei Ak-
tivierung eines Betriebsmodus zum Anfahren den 
Einrückungsgrad der Kupplung erhöht und die zu-
mindest eine Bremse löst.

[0018] Zur Lösung der gestellten Aufgabe ist zudem 
vorgesehen, dass die Anfahrassistenzsteuerung der-
art betrieben wird, dass derjenige Einrückgrad der 
Kupplung, ab dem signalisiert wird, dass die Bremse 
gelöst werden soll, abhängig von der aus der aktuel-
len Fahrpedalstellung und/oder Fahrpedalverstellge-
schwindigkeit abgeleiteten Betätigungsreaktionen 
von Antriebsstrangaktuatoren gewählt wird.

[0019] Demnach besteht der Kern der Erfindung da-
rin, dass nicht nur die Fahrpedalbetätigung direkt, 
sondern auch die aus der Fahrpedalbetätigung 
und/oder Fahrpedalverstellgeschwindigkeit abgelei-
teten Reaktionen verschiedener Antriebsstrangaktu-
atoren von beispielsweise Kupplung und Antriebsmo-
tor auf diesbezügliche Steuerungsbefehle beobach-
tet und in die Bremssteuerung einbezogen werden.

[0020] Auf diese Weise kann der Zeitpunkt des Lö-
sens der Bremse so bestimmt werden, dass unter 
Berücksichtigung der Totzeit zu diesem Zeitpunkt das 
Antriebsdrehmoment des Antriebsmotors auf die Rä-
der des Fahrzeugs gerade dem gewünschten An-
triebsdrehmoment entspricht.

[0021] Insbesondere kann der Zeitpunkt für die Aus-
gabe des Befehls zum Lösen der Bremse so gewählt 
werden, dass zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
des Motorantriebsdrehmomentes an den Rädern des 
Fahrzeugs das dort anliegende Antriebsdrehmoment 
gerade dem jeweiligen Drehmoment entspricht, wel-
ches benötigt wird, um ein unbeabsichtigtes Rollen 
des Fahrzeugs in Richtung einer Neigung des Unter-
grundes des Fahrzeugs zu verhindern. Alternativ 
dazu kann der Zeitpunkt zur Ausgabe des Befehls 
zum Lösen der Bremse so gewählt werden, dass un-
ter Berücksichtigung der Totzeit zum Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens des Befehls an den Rädern ein dar-
über hinausgehendes gewünschtes Anfangsdrehmo-
ment anliegt, welches eine gewünschte Beschleuni-
gung des Fahrzeugs zur Folge hat.

[0022] Gemäß einer bevorzugten Variante der Erfin-
dung wird zur Bestimmung des oben genannten Ein-
rückgrades der Kupplung, ab dem signalisiert wird, 
dass die Bremse gelöst werden soll, die Betätigungs-
reaktion eines Kupplungsaktuators auf die Vorgabe 
eines Kupplungsbetätigungssollwertes ausgewertet, 
der eine Stellgeschwindigkeit oder ein Stellweg sein 
kann.

[0023] Zusätzlich kann auch die Betätigungsreakti-
on eines Motoraktuators auf einen Motorbetätigungs-
sollwert ausgewertet werden, wobei dieser eine Mo-
tordrehzahl oder ein Motordrehmoment sein kann.

[0024] In einer weiteren bevorzugten Ausführungs-
form der Erfindung kann vorgesehen sein, dass bei 
der Bestimmung des Einrückungsgrades der Kupp-
lung, ab dem der Befehl zur Lösung der Bremse ge-
geben wird, zusätzlich das aktuelle Getriebeüberset-
zungsvehältnis (also etwa eine eingelegte Getriebe-
stufe) berücksichtigt wird. Da bei Fahrzeugen mit ei-
nem manuell oder automatisch unter mehreren Mög-
lichkeiten wählbaren Getriebegang zum Anfahren 
das an den Rädern anliegende Drehmoment von 
dem gewählten Getriebegang abhängig ist, kann auf 
diese Weise auch bei einem Anfahren in verschiede-
nen Gängen der Zeitpunkt für die Ausgabe des Be-
fehls zum Lösen der Bremse unter Berücksichtigung 
der Totzeit individuell so gewählt werden, dass zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Antriebsmomen-
tes an den Rädern des Fahrzeugs das gewünschte 
Drehmoment anliegt.

[0025] Gemäß einer anderen Variante des Verfah-
rens kann vorgesehen sein, dass zusätzlich eine In-
formation über eine berechnete, gemessene oder 
4/7



DE 10 2005 001 550 A1    2006.07.27
eingegebene Fahrzeugmasse mit in die Bestimmung 
desjenigen Einrückungsgrades der Kupplung ein-
geht, ab dem signalisiert wird, dass die Bremse ge-
löst werden soll. Bei steigender Masse des Fahr-
zeugs steigt sowohl die Kraft, welche auf einer schrä-
gen Abstellfläche auf das Fahrzeug in Richtung der 
Neigung der Fläche einwirkt und ein unerwünschtes 
Wegrollen des Fahrzeugs verursachen kann, als 
auch das zur Erzielung einer gewünschten Anfahr-
beschfeunigung benötigte Drehmoment.

[0026] Die Berücksichtigung der Masse kann dabei 
im einfachsten Fall durch eine manuelle Eingabe, 
zum Beispiel durch einen Schalter mit mehreren 
Schaltstufen, durch ein kontinuierlich veränderbares 
Einstellmittel oder durch eine numerische Eingabe 
erfolgen. In einer vorteilhaften Ausgestaltung kann 
die Masse des Fahrzeugs jedoch gemessen oder be-
rechnet werden. Hierzu sind eine Vielzahl von Ver-
fahren möglich. Beispielsweise kann das Signal aus 
dem Federweg oder aus Kraftsensoren im Bereich 
des Fahrwerks bekannt sein. Alternativ kann auch 
das Verhältnis von Beschleunigung und dafür benö-
tigter Kraftstoffmenge ausgewertet werden, wobei 
auch Informationen über die Steigung ausgewertet 
werden können. Schließlich lässt sich aus der Brems-
kraft, welche minimal benötigt wird, um das Fahrzeug 
auf einer schiefen Ebene zu halten, die Masse ab-
schätzen.

[0027] Für das Anfahren auf einer nicht waagerech-
ten Fläche ist es vorteilhaft, wenn zusätzlich eine In-
formation über eine aus einem nicht waagerechten 
Fahrzeuguntergrund resultierende Kraft auf das 
Fahrzeug mit in die Bestimmung des Einrückungs-
grades der Kupplung eingeht, ab dem signalisiert 
wird, dass die Bremse gelöst werden soll. Je stärker 
der Untergrund entgegen der Fahrtrichtung geneigt 
ist, desto größer ist das Drehmoment, welches zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Befehls zum Lö-
sen der Bremsen durch den Antriebsmotor bereitge-
stellt werden muss, um ein Wegrollen zu verhindern. 
Bei einer Neigung in Fahrtrichtung ist das für eine ge-
wünschte Anfangsbeschleunigung aufzubringende 
Drehmoment entsprechend geringer. Die aus der 
Neigung des Untergrundes resultierende Kraft kann 
beispielsweise aus den Informationen eines Nei-
gungssensors und der Fahrzeugmasse ermittelt wer-
den, oder auch durch die Bestimmung der Brems-
kraft, welche minimal benötigt wird, um das Fahrzeug 
am Hang zu halten.

[0028] Gemäß einer anderen Variante des Verfah-
rens kann vorgesehen sein, dass zusätzlich eine In-
formation über das Vorliegen eines Anhängerbetrie-
bes und/oder über die Masse eines Anhängers mit in 
die Bestimmung des jeweiligen Einrückungsgrades 
der Kupplung eingeht, ab dem signalisiert wird, dass 
die Bremse gelöst werden soll. Beim Anhängerbe-
trieb steigt aufgrund der Masse des Anhängers so-

wohl die Kraft, welche auf einer schrägen Abstellflä-
che auf das Fahrzeug einwirkt und ein unerwünsch-
tes Wegrollen des Fahrzeugs verursachen kann, als 
auch das zur Erzielung einer gewünschten Anfahrbe-
schleunigung benötigte Drehmoment.

[0029] Die Berücksichtigung des Anhängerbetriebs 
kann dabei im einfachsten Fall durch ein digitales Si-
gnal erfolgen, welches beispielsweise aus einer auto-
matischen Erkennung des Anhängers oder auch 
durch eine manuelle Eingabe zum Beispiel durch ei-
nen Schalter erfolgen kann. Als automatische Erken-
nung eines am Fahrzeug angekuppelten Anhängers 
wird auch diejenige Variante verstanden, in der ein 
dem Anhänger zugeordnetes Steuergerät über ein 
CAN-Bus-System, ein an sich bekanntes elektroni-
sches Netzwerk, allen angeschlossenen Geräten be-
kannt gibt, dass dieser Anhänger mit dem Fahrzeug 
verbunden ist.

[0030] In einer vorteilhaften Ausgestaltung kann 
das Signal eine Information darüber enthalten, wie 
groß die Masse des Anhängers beziehungsweise die 
daraus resultierende Kraft in Richtung einer schrä-
gen Abstellfläche ist. Dies kann einerseits in Form ei-
ner Eingabevorrichtung geschehen, in die die Infor-
mation durch Eingabe eines Wertes oder durch Aus-
wahl einer Gewichtsklasse eingegeben wird. Beson-
ders vorteilhaft ist es jedoch, wenn die an einer An-
hängerkupplung des Fahrzeugs beziehungsweise an 
der Auflagestelle eines Sattelaufliegers wirkende 
Kraft in Fahrtrichtung bzw. entgegen der Fahrtrich-
tung ermittelt wird. Auf diese Weise kann der Zeit-
punkt für die Ausgabe des Signals zum Beispiel auch 
dann korrekt ermittelt werden, wenn das Zugfahr-
zeug auf einer ebenen Fläche steht, der Anhänger 
aber gleichzeitig auf einer Rampe oder sonstigen 
schrägen Fläche steht.

[0031] Aus dem Auslenkweg des Fahrpedals 
und/oder aus der Geschwindigkeit der Auslenkung 
eines Fahrpedals kann bei bekannter Totzeit abge-
schätzt werden, wie groß das Motormoment bei Wirk-
samwerden des Befehls zum Lösen der Bremse sein 
wird, bzw. wann der Befehl zum Lösen der Bremse 
gegeben werden muss, damit unter Berücksichtigung 
der Totzeit zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des 
Befehls zum Lösen der Bremse das gewünschte 
Drehmoment an den Rädern anliegt. Entsprechend 
kann der Einrückgrad der Kupplung festgelegt wer-
den, bei dem der Befehl zum Lösen der Bremse er-
teilt wird. Falls jedoch das berechnete, gemessene 
oder abgeschätzte Drehmoment an der Getriebeein-
gangswelle zur Verfügung steht, kann dieses vorteil-
haft mit in die Bestimmung des Einrückungsgrades 
der Kupplung eingehen, ab dem signalisiert wird, 
dass die Bremse gelöst werden soll.

[0032] Um die Genauigkeit des vorgestellten Ver-
fahrens weiter zu erhöhen, kann zusätzlich vorgese-
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hen sein, dass eine Information über das Nettodreh-
moment des Antriebsmotors, berechnet aus dem 
Bruttodrehmoment des Antriebsmotors abzüglich der 
Drehmomentanteile für Nebenantriebe und andere 
nicht vortriebswirksame Antriebsleistungsverbrau-
cher, mit in die Bestimmung desjenigen Einrückungs-
grades der Kupplung eingeht, ab dem signalisiert 
wird, dass die Bremse gelöst werden soll.

[0033] Eine weitere diesbezügliche Verbesserung 
wird dadurch erreicht, dass zusätzlich eine Informati-
on über die tatsächlich benötigte Bremskraft an den 
Antriebsrädern des Fahrzeugs mit in die Bestimmung 
des genannten Kupplungseinrückungsgrades ein-
geht. Diese tatsächlich benötigte Bremskraft an den 
Antriebsrädern kann dabei beispielsweise von Sen-
soren an den Bremsvorrichtungen der Fahrzeugrä-
der ermittelt werden.

[0034] Da das Drehmoment an der Getriebeein-
gangswelle bei entsprechender Übertragungsfähig-
keit der Kupplung und des Getriebes direkt an den 
Rädern des Fahrzeugs wirksam wird, kann deren 
momentaner Wert nicht zur direkten Ausgabe des 
Befehls zum Lösen der Bremse verwendet werden, 
da in diesem Fall die Totzeit nicht berücksichtigt wer-
den könnte. Mit Hilfe des Drehmomentes an der Ge-
triebeeingangswelle kann jedoch der zeitliche Verlauf 
des Momentes an der Getriebeeingangswelle in Ab-
hängigkeit von der Auslenkung und/oder der Ge-
schwindigkeit der Auslenkung des Fahrpedals er-
fasst werden. Diese Information kann verwendet wer-
den, um den Zusammenhang zwischen der Betäti-
gung des Fahrpedals und dem zu erwartenden zeitli-
chen Verlauf des zur Verfügung stehenden Drehmo-
mentes zu erfassen.

[0035] Je genauer dieser Zusammenhang bekannt 
ist, desto besser kann bei gegebener Fahrpedalbetä-
tigung abgeschätzt werden, nach welchem Zeitraum 
das gewünschte Drehmoment an der Getriebeein-
gangswelle zur Verfügung steht. Dementsprechend 
kann unter Berücksichtigung der Totzeit der Zeitpunkt 
zur Ausgabe des Befehls zum Lösen der Bremse 
bzw. der Einrückgrad der Kupplung, ab dem dieser 
Befehl ausgegeben wird, bestimmt werden.

[0036] Das vorgestellte Verfahren ist grundsätzlich 
vorteilhaft für jedes Landfahrzeug anwendbar. Von 
besonderer Bedeutung ist das erfindungsgemäße 
Verfahren jedoch für Nutzfahrzeuge und insbesonde-
re für Fahrzeuge zum Transport von Gütern. Da diese 
Fahrzeuge je nach Zuladung über ein stark schwan-
kendes Gewicht verfügen, ist es für die Fahrer dieser 
Fahrzeuge oft besonders schwer, sicher und ohne 
ein Zurückrollen oder eine unerwünschte Arbeit des 
Antriebsmotors gegen die Bremse oder ein übermä-
ßig lange schleifende Kupplung anzufahren.

Patentansprüche

1.  Verfahren zur Steuerung eines Anfahrassis-
tenten für ein Fahrzeug mit einem Getriebe, einer au-
tomatisch steuerbaren Kupplung und einer zumin-
dest auf ein Rad des Fahrzeugs wirkenden automa-
tisch ansteuerbaren Bremse, welche bei Stillstand 
des Fahrzeugs auch unabhängig von einer Betäti-
gung einer Betriebs- oder Feststellbremse durch den 
Fahrer automatisch oder manuell aktiviert werden 
kann, und mit einer Anfahrassistenzsteuerung, wel-
che bei einer Aktivierung eines Betriebsmodus zum 
Anfahren den Einrückungsgrad der Kupplung erhöht 
und die Bremse löst,  
wobei die Anfahrassistenzsteuerung derart betrieben 
wird,  
dass derjenige Einrückgrad der Kupplung, ab dem si-
gnalisiert wird, dass die Bremse gelöst werden soll, 
abhängig von der aus der aktuellen Fahrpedalstel-
lung und/oder Fahrpedalverstellgeschwindigkeit ab-
geleiteten Betätigungsreaktionen von Antriebs-
strangaktuatoren gewählt wird.

2.  Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Betätigungsreaktion eines Kupp-
lungsaktuators auf einen Kupplungsbetätigungssoll-
wert ausgewertet wird.

3.  Verfahren nach Anspruch 2, dadurch gekenn-
zeichnet, dass der Kupplungsbetätigungssollwert 
eine Stellgeschwindigkeit oder ein Stellweg ist.

4.  Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass die Betätigungsreaktion eines Motor-
aktuators auf einen Motorbetätigungssollwert ausge-
wertet wird.

5.  Verfahren nach Anspruch 4, dadurch gekenn-
zeichnet, dass der Motorbetätigungssollwert eine 
Motordrehzahl oder ein Motordrehmoment ist.

6.  Verfahren nach einem der vorherigen Ansprü-
che, dadurch gekennzeichnet, dass bei der Bestim-
mung desjenigen Einrückungsgrades der Kupplung, 
ab dem signalisiert wird, dass die Bremse gelöst wer-
den soll, zusätzlich das aktuelle Getriebeüberset-
zungsverhältnis berücksichtigt wird.

7.  Verfahren nach einem der vorherigen Ansprü-
che, dadurch gekennzeichnet, dass zusätzlich eine 
berechnete, gemessene oder eingegebene Fahr-
zeugmasse mit in die Bestimmung desjenigen Einrü-
ckungsgrades der Kupplung eingeht, ab dem signali-
siert wird, dass die Bremse gelöst werden soll.

8.  Verfahren nach einem der vorherigen Ansprü-
che, dadurch gekennzeichnet, dass zusätzlich eine 
Information über eine aus einem nicht waagerechten 
Fahrzeuguntergrund resultierende Kraft auf das 
Fahrzeug mit in die Bestimmung desjenigen Einrü-
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ckungsgrades der Kupplung eingeht, ab dem signali-
siert wird, dass die Bremse gelöst werden soll.

9.  Verfahren nach einem der vorherigen Ansprü-
che, dadurch gekennzeichnet, dass zusätzlich eine 
Information über das Vorliegen eines Anhängerbe-
triebes und/oder über eine Masse eines Anhängers 
mit in die Bestimmung desjenigen Einrückungsgra-
des der Kupplung eingeht, ab dem signalisiert wird, 
dass die Bremse gelöst werden soll.

10.  Verfahren nach einem der vorherigen An-
sprüche, dadurch gekennzeichnet, dass zusätzlich 
ein berechnetes, gemessenes oder abgeschätztes 
Drehmoment an der Getriebeeingangswelle mit in die 
Bestimmung desjenigen Einrückungsgrades der 
Kupplung eingeht, ab dem signalisiert wird, dass die 
Bremse gelöst werden soll.

11.  Verfahren nach einem der vorherigen Ansprü-
che, dadurch gekennzeichnet, dass zusätzlich eine 
Information über das Nettodrehmoment des An-
triebsmotors, berechnet aus dem Bruttodrehmoment 
des Antriebsmotors abzüglich der Drehmomentantei-
le für Nebenantriebe und andere nicht vortriebswirk-
same Antriebsleistungsverbraucher, mit in die Be-
stimmung desjenigen Einrückungsgrades der Kupp-
lung eingeht, ab dem signalisiert wird, dass die Brem-
se gelöst werden soll.

12.  Verfahren nach einem der vorherigen An-
sprüche, dadurch gekennzeichnet, dass zusätzlich 
eine Information über die tatsächlich benötigte 
Bremskraft an den Antriebsrädern des Fahrzeugs mit 
in die Bestimmung desjenigen Einrückungsgrades 
der Kupplung eingeht, ab dem signalisiert wird, dass 
die Bremse gelöst werden soll.

13.  Verfahren nach Anspruch 12, dadurch g e 
kennzeichnet, dass die tatsächlich benötigte Brems-
kraft an den Antriebsrädern von Sensoren an den 
Bremsvorrichtungen der Fahrzeugräder ermittelt 
wird.

14.  Verfahren nach einem der vorherigen An-
sprüche, dadurch gekennzeichnet, dass dieses Ver-
fahren in einem Nutzfahrzeug und insbesondere in 
einem Fahrzeug zum Transport von Gütern genutzt 
wird.

Es folgt kein Blatt Zeichnungen
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